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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Strukturpolitik

Im Bereiche der Strukturpolitik stand die Frage der Förderung zurückgebliebener
Regionen im Vordergrund. Ausgehend von den Motionen Brosi und Danioth und
gestützt auf die Studie von H. Flückiger, arbeitete der Delegierte für Konjunkturfragen,
Prof. H. Allemann, Richtlinien für die künftige Förderungspolitik aus. Die an einer
Pressekonferenz erläuterten Vorschläge sehen die Verbesserung der
Wachstumsgrundlagen unter Berücksichtigung der regional differenzierten
Voraussetzungen und die einzelbetriebliche Förderung vor. Der Ausbau von
Regionalzentren und von leistungsfähigen Verkehrsverbindungen, eine Arbeitsteilung
zwischen Berg- und Talwirtschaft und ein intensivierter Finanzausgleich sollen den
benachteiligten Gebieten aus der Sackgasse helfen. Zur weiteren Konkretisierung
dieses Konzepts hat das EVD Prof. P. Stocker einen Forschungsauftrag erteilt: für die
Kantone und die Bundesverwaltung soll ein Handbuch geschaffen werden, das eine
Hilfe bei der Durchführung von Lageanalysen, der Formulierung der Entwicklungsziele
und ihrer Umsetzung in die Raumplanung bietet. Eine Expertenkommission unter der
Leitung von Prof. L. Schürmann befasste sich zudem mit einem verwaltungsintern
erarbeiteten Entwurf zu einem Gesetz über Investitionshilfen zur Sicherung der
Restfinanzierung infrastruktureller Projekte. Angesichts dieser konzentrierten
Bemühungen konnte eine Motion von Nationalrat Lehner (cvp, VS), der
Sofortmassnahmen für die Berggebiete und die Schaffung eines Bergamtes in der
Bundesverwaltung forderte, in ein Postulat umgewandelt werden. Auf kantonaler Ebene
wurde in Bern ein Wirtschaftsförderungsgesetz knapp angenommen. Nachdem die
Abstimmung aus Furcht vor einer Kollision mit dem Umweltschutzartikel vom Juni auf
den Dezember verschoben worden war, passierte das Gesetz erstaunlicherweise dank
der Ja-Stimmenüberschüsse der Stadt-Agglomerationen und gegen einen besonders
starken Widerstand im Nordjura. In der Stadt Zürich wurde eine Vorlage vorbereitet, mit
der dem Gemeinderat die Kompetenz zur wiederholten Ausrichtung von Beiträgen an
die Entwicklungshilfe im Inland wie im Ausland erteilt werden soll. 1

BERICHT
DATUM: 31.12.1971
ULRICH KLÖTI

Im Bereiche der Strukturpolitik stand auch 1973 die Förderung ökonomisch
zurückgebliebener Regionen, namentlich der Berggebiete, im Vordergrund. Eine
zunehmende Konkretisierung erfuhren die Bestrebungen zugunsten
entwicklungsbedürftiger Gebiete zunächst durch die Veröffentlichung weiterer
Grundlagenberichte. In Ergänzung der landesplanerischen Leitbilder von 1972, die der
besonderen Problematik der Randregionen wenig Rechnung trugen, legte das Institut
für Orts-, Regional- und Landesplanung eine Studie mit sozio-ökonomischen
Leitbildern für das Berggebiet vor. Eine interdisziplinäre Arbeitsgruppe unter dem
Vorsitz des allzu früh verstorbenen Prof. P. Stocker präsentierte ihrerseits einen
Bericht mit Leitlinien für die Berggebietsförderung. Neben diesen verheissungsvollen
Ansätzen zeigten sich aber auch gewisse negative Aspekte, welche die inländische
Entwicklungshilfe vorübergehend beeinträchtigten. So brachten die im Rahmen der
Konjunkturdämpfungsmassnahmen erlassenen Kreditrestriktionen die wirtschaftlich
benachteiligten Gebiete in eine schwierige Lage, stellten sie doch vielfach die
Finanzierung von dringend notwendigen Infrastrukturvorhaben in Frage. Die
hauptsächlich betroffenen Kantone protestierten in der Folge gegen die für sie zu
rigorosen Massnahmen und verlangten entsprechende Ausnahmeregelungen. Es
handelte sich dabei um die Kantone Graubünden, Obwalden, Schwyz, Uri und Freiburg.
In einem Postulat forderte ausserdem der Berner Freiburghaus die Regierung auf, bei
der Anwendung der dringlichen Bundesbeschlüsse zur Bekämpfung der Teuerung
vermehrt die besondere Situation der Randregionen zu berücksichtigen. Der Bundesrat
ordnete in der Folge die Freigabe von Kreditsonderquoten zur Sicherstellung des
preisgünstigen Wohnungsbaus sowie unaufschiebbarer Bauten der Infrastruktur an und
setzte diese gezielt zur Verhinderung struktureller Beschäftigungseinbrüche in den
wirtschaftlich benachteiligten Gebieten ein. 2

BERICHT
DATUM: 31.12.1973
MARTIN DAETWYLER
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Der Bundesrat veröffentlichte im September einen Bericht über die
"Technologiepolitik des Bundes". Gestützt auf die Empfehlungen einer Arbeitsgruppe
sprach er sich darin gegen eine interventionistische Industrie- und Technologiepolitik
aus und lehnte namentlich auch die Schaffung eines Bundesamtes für Technologie ab.
Die Experten hatten in ihrer Analyse der Exportindustrie gute Wettbewerbsfähigkeit im
technologischen Bereich bescheinigt. Schwachstellen und staatlicher Handlungsbedarf
wurden hingegen beim Arbeitsmarkt (Zulassung von ausländischen Spezialisten) und der
inländischen Wettbewerbsordnung (Kartelle sowie öffentliches Beschaffungswesen)
ausgemacht. Im eigentlichen Technologiebereich soll sich der Staat gemäss Bundesrat
weiterhin mit einer subsidiären Rolle, namentlich in der Weiterbildung und bei der
Förderung spezieller Forschungsbereiche (z.B. Mikroelektronik) begnügen. 3

BERICHT
DATUM: 10.09.1992
HANS HIRTER

Le Conseil fédéral a publié son rapport sur le postulat Brand (udc, GR). L'objectif était
d'analyser les perspectives de développement de l'Arc alpin face à une conjoncture
défavorable. Le rapport a conclu qu'une large gamme d'instruments favorise le
développement économique des régions de montagne, et qu'il n'est donc pas
nécessaire d'intervenir. Pour étayer son argumentation, le Conseil fédéral a notamment
cité la mise en œuvre du programme NPR, l'encouragement de la numérisation, la
stratégie touristique, le développement d'Innotour et de Suisse tourisme, le plan
d'action bois 2020-2021, les projets «Le paysage, un atout», les projets
d'agglomérations dans les régions de montagne, l'axe thématique «Utiliser la
numérisation pour le service universel», le maintien des réseaux Agridea et regiosuisse,
ou encore les projets «Encourager des stratégies de développement intégrales». 4

BERICHT
DATUM: 13.11.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Après analyse du rapport, le Conseil fédéral a recommandé aux deux chambres le
classement du postulat sur les perspectives de développement de l'Arc alpin face à
une conjoncture défavorable. Les chambres ont suivi la recommandation du Conseil
fédéral. 5

BERICHT
DATUM: 14.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Landwirtschaft

Forstwirtschaft

Der Anteil der kranken Bäume stieg innert Jahresfrist um weitere sechs Prozent auf 56
Prozent an. Markant verschlechterte sich dabei die Lage bei den Laubbäumen (von 45%
auf 57%); bei den Nadelbäumen betrug die Zunahme der geschädigte Bäume drei
Prozent (auf 55%). Im Mittelland, im Jura und in den Voralpen nahmen die Waldschäden
um über zehn Prozent zu, während in den Alpenregionen und auf der Alpensüdseite
eine geringe Verbesserung (um 3%) festgestellt werden konnte. Kritik an der
Waldschadenuntersuchung «Sanasilva» äusserten einige Forstingenieure und der
Schweizerische Strassenverkehrsverband (FRS): Die «Sanasilva»-Studie sei nicht
repräsentativ und wissenschaftlich zweifelhaft. Der Schweizer Wald kranke vor allem an
mangelnder Nutzung und Überalterung – in den letzten 30 Jahren sei nur die Hälfte des
erforderlichen Hiebsatzes erfolgt; demgegenüber hätte die Luftverschmutzung die
Schäden lediglich beschleunigt (siehe auch D.Ip. 87.929). Das angeschuldigte
Bundesamt verwarf diese Vorwürfe rundweg mit dem Hinweis, dass seine
Untersuchungsmethode international anerkannt sei, und unterstrich erneut die
grundlegende Bedeutung der Luftverschmutzung im Zusammenhang mit dem
Waldsterben.

Nach einer Studie des Forstinstituts in Birmensdorf wird wegen der Auswirkungen des
Waldsterbens in den Bergregionen mit rasant steigenden Kosten gerechnet werden
müssen: Der Schutz der bereits von Erosion bedrohten Bergzonen erfordert in den
nächsten zehn Jahren Ausgaben von CHF 1.35 bis 2.1 Mia. Wenn noch weitere Regionen
geschützt werden müssen, könnten die Kosten bis CHF 3.5 Mia steigen; sollten sich
noch die «qualitativen Schutzansprüche» erhöhen, müsste in den nächsten zehn
Jahren gar mit einem Investitionsvolumen von bis zu CHF 4.7 Mia gerechnet werden.
Gemessen an den bisherigen Aufwendungen würde dies jährlich fünf- bis sechsmal
höhere Kosten bedeuten. Dazu kämen noch zusätzlich Personalkosten für 30 bis 50
Forstingenieure und über 500 Forstarbeiter. 6

BERICHT
DATUM: 01.11.1987
WERNER SEITZ
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Internationale Landwirtschaftspolitik

In seinem Bericht über die Stellung der Schweiz im europäischen Integrationsprozess
ging der Bundesrat auch auf die Landwirtschaft ein und wies darauf hin, dass die EG
den Binnenmarkt im Agrarsektor bereits weitgehend realisiert habe und deshalb für das
Jahr 1992 keine direkten Auswirkungen auf die Schweiz mehr zu erwarten seien.
Trotzdem äusserte er die Meinung, dass künftig in der Preis- und Handelspolitik sowie
beim Erlass von Normen Massnahmen zu unterlassen seien, die die Schweiz noch
stärker von der EG abschotten würden. Ein allfälliger Beitritt zur EG hätte dagegen
weitreichende Konsequenzen für die schweizerische Landwirtschaft, müssten doch die
derzeit zwischen 50 und 150 Prozent über den europäischen Werten liegenden
Produzentenpreise entsprechend massiv gesenkt werden. Dies würde nach Ansicht des
Bundesrates nicht nur zu günstigeren Konsumentenpreisen, sondern auch zu einer
Schrumpfung des einheimischen Agrarsektors und zu einer Konzentration in grossen,
rationell arbeitenden Talbetrieben führen. Andere als agrarische Ziele – namentlich
vorsorgepolitische, ökologische und regionalpolitische – könnten wahrscheinlich
zumindest teilweise weiterhin mit Hilfe von Direktzahlungen verfolgt werden, und zwar
vor allem im Berggebiet. Der Nationalrat überwies ein Postulat (88.449) der Grünen
Fraktion, das eine genauere Untersuchung verlangt. 7

BERICHT
DATUM: 14.09.1988
LUZIUS MEYER

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

En 2002, le Conseil fédéral et le parlement avaient décidé d’abaisser, à partir de 2006,
la limite du monopole de La Poste à l’acheminement des lettres jusqu’à 100 grammes.
Toutefois, ils avaient conditionné cette libéralisation à la garantie que le service postal
universel de qualité soit maintenu dans les régions périphériques et de montagne, et à
ce que son financement soit assuré. Afin d’évaluer les répercussions de cette
ouverture du marché, une entreprise spécialisée dans le secteur postal a été mandatée
par le DETEC et a publié son rapport en 2005. Les auteurs de l’évaluation ont jugé que
l’ouverture partielle du marché des lettres à 100 grammes ne représenterait pas un
danger pour le financement du service universel et la desserte des régions
périphériques et de montagne. La baisse de la limite du monopole n’engendrerait pas
une arrivée massive d’entreprises privées sur le marché. Leur part ne dépasserait pas
2%. Ce sont en premier lieu les sociétés spécialisées dans le transport des colis ou dans
la distribution matinale de journaux en abonnement et disposant déjà d’une
infrastructure, qui pourraient entrer comme nouveaux fournisseurs sur le marché des
lettres partiellement ouvert à la concurrence. Selon le rapport, les expériences au
niveau européen confirment également que même dans les pays connaissant une
libéralisation plus poussée du marché, le service universel et son financement n’ont
jamais été menacés. Les experts ont recommandé au Conseil fédéral d’abaisser la limite
du monopole à 100 grammes, tout en soulignant la nécessité de consacrer
suffisamment de moyens à la surveillance du marché postal. 8

BERICHT
DATUM: 18.08.2005
PHILIPPE BERCLAZ

Im April 2017 hatte die KVF-NR die Bundesverwaltung beauftragt, die Kosten, welche
mit dem im Rahmen der Standesinitiative Tessin geforderten Ausbau eines
schweizweiten Hochbreitbandnetzes verbunden wären, zu berechnen. Zudem sollten
die in der Standesinitiative geforderten Instrumente geprüft werden. Dieser Bericht der
Bundesverwaltung erschien im Januar 2018, basierend auf einer Studie des
Wissenschaftlichen Instituts für Infrastruktur und Kommunikationsdienste (WIK). Er kam
zum Schluss, dass der Netzausbau in der Schweiz dem Markt überlassen werden könne.
Dieser marktgetriebene Ausbau würde bei einer Bandbreite von bis zu 100 Mbit/s 94
Prozent der Wohnungen und Geschäfte erreichen. Gemäss den Berechnungen des WIK
würden somit nur sechs Prozent der Anschlüsse nicht in den Genuss einer sehr hohen
Internetgeschwindigkeit kommen, die dortige Netzabdeckung sei aber immer noch sehr
gut. Die in der Initiative genannten Instrumente zur Umsetzung eines flächendeckenden
Hochbreitbandangebotes seien nicht praktikabel, folgerte der Bericht. Das FMG, die
NRP und die NFA räumten dem Bund nämlich keine entsprechenden Kompetenzen für
staatliche Fördermassnahmen ein. Entsprechend müssten neue Grundlagen geschaffen
werden, wenn man dem Anliegen der Standesinitiative tatsächlich entsprechen wolle. 9

BERICHT
DATUM: 19.01.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

In Erfüllung des Postulats Hêche (sp, JU), das einen Bericht über die Rolle der
bundesnahen Unternehmen bei der Entwicklung der Berggebiete und der ländlichen
Regionen gefordert hatte, wertete der Bund die Anzahl Arbeitsplätze und das regionale
Engagement bundesnaher Unternehmen sowie verschiedene Kennzahlen zu
Dienstleistungen im Bereich Beschaffung und Grundversorgung aus. Aufgrund der
gewählten Untersuchungsebene der Kantone wurden Uri, Obwalden, Nidwalden, Glarus,
Appenzell Ausserrhoden, Appenzell Innerrhoden, Graubünden, Tessin, Wallis,
Neuenburg und Jura als «Berggebiete und ländliche Räume» definiert und waren
Gegenstand der Untersuchung. So flossen ländliche Gebiete in anderen Kantonen, etwa
solche in Bern, nicht in die Untersuchung mit ein, womit die Untersuchungseinheit
nicht deckungsgleich ist mit derjenigen im Bericht «Politik des Bundes für die
ländlichen Räume und Berggebiete». Der Bericht zum Postulat Hêche folgert, dass sich
in den untersuchten Kantonen wichtige Standorte bundesnaher Betriebe befinden und
es in Bezug auf den erfolgten Stellenabbau keine Benachteiligung für ländliche Räume
und Berggebiete im Vergleich zu städtischeren Gebieten gebe. Ferner würden sich die
Unternehmen bereits zum aktuellen Zeitpunkt erheblich und gezielt für die Entwicklung
der Berggebiete und ländlichen Räume einsetzen. Aufgrund dessen sah der Bundesrat
keinen Handlungsbedarf zur Anpassung der strategischen Ziele oder zum Beschluss
neuer Massnahmen. 10

BERICHT
DATUM: 30.11.2018
MARLÈNE GERBER

Umweltschutz

Naturschutz

Ein Bericht der Eidg. Anstalt für das forstliche Versuchswesen zog die Aufmerksamkeit
auf das Problem der Vergandung, vor allem im Berggebiet. In immer grösserem Umfang
liegt landwirtschaftlich nutzbarer Boden aus mannigfaltigen Gründen brach. In den
Zentralalpen und in der Südschweiz sind es 80'000 ha; für das Jahr 2000 rechnet man
mit 260'000 ha. Von vergandetem Land gehen nicht nur Erosions- und Brandgefahren
aus; es beeinträchtigt auch die Erholungsfunktion weiterer Gebiete. Die Autoren der
Studie kritisierten die bestehende, vorwiegend nach Produktionskriterien ausgerichtete
Subventionspraxis des Bundes, welche die Zunahme des Brachlandes nicht verhindere.
Auch die «Arbeitsgemeinschaft Alpenländer», der acht Gliedstaaten oder Regionen der
Bundesrepublik, Österreichs, Italiens und der Schweiz angehören, befasste sich mit der
drohenden Verödung und Versteppung der Alpentäler. Eingehendes Interesse fanden
ferner die Probleme des Schutzes von gefährdeten Tieren und Pflanzen. 11

BERICHT
DATUM: 30.09.1974
ERNST FRISCHKNECHT

Schwer zu lösende Konflikte entstehen oft zwischen den Belangen des
Landschaftsschutzes und dem Bestreben der Randgebiete, ihre wirtschaftliche Lage
durch den Bau von touristischen Infrastrukturen und Kraftwerken zu verbessern. Gegen
die rücksichtslose Zerstörung des Landschaftsbildes und des Pflanzenwuchses durch
das Planieren von Skipisten bereitet der Bundesrat geeignete Massnahmen vor (BRG
77.021). 12

BERICHT
DATUM: 16.06.1977
HANS HIRTER

1) Bund, 29.4., 28.5., 1.8., 10.12., 13.12.71; NZ, 28.5.,  30.5., 4.6.71; GdL, 28.5.71; Vat., 7.8.71.; NZZ, 24.8., 29.8., 28.9., 22.11.,
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12) AB NR, 1977, S. 746; Bund, 29.3. und 22.9.77. ; Schmid (1977). Die Konzession für Luftseilbahnen als Mittel zur
Einschränkung grossflächiger Skipistenplanien.
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